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Aktenzeichen: 
2 B 170311!! HGW 

Beglaubigte Abschrift 

VERWALTUNGSGERICHT 
GREIFSWALD 

BESCHLUSS 
ln dem Einstweiligen Rechtsschutzverfahren 

Prcg. -E!ßv.: 
Rechtsanwältin Sabine Ziesemer, 
Chausseestraße SOc, 17373 UeckermOnde 

gegen 

s. 

Antragstellerin • 

Landrat des Landkreises Vorpommem-RUgen, Rechtll- und Kommunalaufsicht 
Cari·Heydemann-Ring 67, 18437 Stralsund 

- Antragsgegner -
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wegen 

Ausländerrecht 

hat die 2. Kammer des Verwaltungsgerichts Greifswald arn 

17. Januar 2019 

durch die Richterin arn Verwaltungsgericht Thews als Einzelrichterin 

beschlossen: 

1. Der Antragsgegner wird irn Wege der einstwelligen Anordnung verpflichtet, der 

Antragsleiterin vorläufig - längstens bis zu einer bestandkräftigen Entschel· 

. dung in der Hauptsache· eine AusbildungSduldung nebst Beschäftigungser· 

laubnls zu erteilen. mit der sie die beantragte Berufsausbildung zur Köchin lrn 

Romantik Hotel Scheelehof, Fährstr. 23 -25, 18439 Stralsund, aufnehmen 

kann. 

Der Antragsgegner hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. 
. . 

2. Der Streitwert wird auf 2.600,00 Euro festgesetzt. 

Gründe: 

I. 

Die Beteiligten streiten Ober die Ertellung einer Ausbildungsduldung und einer Beschäfti· 

gungserlaubnis. 

Die arn geborene Antragstellerln Ist ukrainische Staatsangehörige. Sie reiste 

arn~mlt Ihrer Mutter und ihrem arn geborenen Bruder in die Bun· 

desrepublik Deutschland ein. Die nach Einrlf:llse gestellten Asylanträge der Antragstellerin, 

ihrer Mutter und Ihres Bruders lehnte das Bundesamt for Migration und FlOchtlinge (Bun­

desamt) mit Bescheid vorn 12.01.2017 ab und erkannte jeweils weder die FIOchtlingsel· 

genschaftnoch den subsldlaren Schutzstatus zu. Das Bundesamt stellte das Nlchtvorlle· 

gen von Abschiebungsverboten fest, forderte zur Ausreise auf, und drohte die Abschie· 
bung an. 

s. 03/15 



25/01/2019 08:27 03834550213 

Die gegen den Bescheid des Bundesamtes auch fOr die Antragstellerin gefOhrte Klage 

wies das Verwaltungsgericht Schwerin durch Urteil vom 26.05.2017 ab (Az. 5 A 477/17 As 

SN). Das Urteil wurde am 12.07.2017 rechtskräftig. 

Schon vor Eintritt der Rechtskraft, am 06.06.2017, meldete der Antragsgegner die Familie 

beim Landesamt fllr innere Verwaltung Mecklenburg.Vorpommem zur ROckfOhrung an. 

Das Landel!lamt erbat in seinem Antwortschreiben desselben Tage$ um Übersendung der 

Vollziehbarkeitsmitteilung. 

Die Mutter der Antragstellerin stellte, auch ftlr die Antragstellerin, am 05.07.2017 einen 

Antrag bei der Härtefallkommission und teilte dies dem Antragsgegner mit. 
. . 

Am 25.07.2017 Obersandte der Antragsgegner dem Landesamt frlr Innere Verwaltung die 

nunmehr vorliegende Mitteilung des Bundesamtes fOr Migration und FlUchtlinge Ober den 

bestandkräftigen Abschluss des Asylverfahrens. 

Die Mutter der Antragstellerin leidet unter einer psychischen ErKranKung. Ihren darauf ge-
' ' ' ' ' 

stützten Antrag auf Erteih.ing einer Aufenthaltserlaubnis lehnte der Antragsgegner mit Be-

scheid vom 16.02.2018 ab. Am selben Tag lehnte er auch einen ersten Antrag der An­

tragstellerin .auf Erteilung einer Ausbildungsduldung ab. Am 19.02.2018 gab der Antrags. 

gegnerdie Verfahrensakten an die Hartefallkommission zur Bearbeitung des dortigen An­

trags weiter, 

Einen weiteren Antrag der Antragstelletin vom 12.07.2018 auf Erteilung einer Ausbil- . 

dungsduldung, nunmehr zu einer Ausbildung als 

ehnte der Antragsgegn!ir mit Bescheid vom 24.08.2018 ab. Den dage­

gen geflitt(tel).<ge/iiPhtl!chen Ellre;:;htsschutzantrag der Antragstellerin lehnte das Verwal· 

tungegerlcl)t•rl'jit Beschluss vom 26.09.2018-2 B 13661~8 ~im wesentlichen mit der Be­

gründung ab, dass es an einer Eintragung des Ausbildungsvertrags in das Ausbildungs· 

verzeichnis der IHK fehle. 

Am 18.1 0.2018 erschien die Antragstellerin persönlich in .der Ausländerbehörde des An­

tragsgegners. Den. in der Sprechstunde von Ihr vorgelegten Ausbildungsvertrag zur Aus-

blldung als lohte ihr die Mitarbeiterin der Ausll!nderbehllrde ohne 

s. 

nähere PrOfung mit dli!r Begründung zurllck, dau Ober eine Ausblldung$duldung zu die~>er 

Ausbildung bereits ablehnend enU!chieden worden Slili. 
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Am 25.10.2018 teilte die Härtefallkommission dem Antragsgegner mit. dass der Härtefall­

antrag erfolglos geblieben sei. Der Antragsgegner bat das Landesamt für Innere Verwa~ 

tung Mecklenburg-Vorpommem per E-mail von 11.41 Uhr um Wiederaufnahme des Ab­

sohiebeverfahrens der Antragstellerin. 

Mit um 19.41 Uhr am 25.10.2018 per Telefax beim Antragsgegner eingegangenem 

Schreiben ihrer Verfahrensbevollmächtigten beantragte die Antragstellerin die Erteilung 

einer Ausbildungsduldung unter Vorlage des nunmehr durch die IHK am 15.10.2018 ab­

gestempelten Ausbildungsvertrags. Der Vertrag sieht neben dem Stempel der IHK einen 

gegenOber dem ursprUngliehen Vertrag geänderten (späteren) Ausbildungsbeginn zum 

01.10.2018 vor. Der Antrag der Antragstellerin vom 25.10.2018 ging um 19.41 Uhr des­

selben Tages perTelefaxbeim Antragsgegner ein. 

Mit Bescheid vom 07.11.2018 lehnte der Antragsgegner den Antrag der Antragstellerin 

auf Erteilung einer Ausbildungsduldung vom 25.10,2018 ab. Am 09.11.2018 hat die An­

tragstellerin den hier .zu entscheidenden gerichtlichen Eilrechtsschutzantrag gestellt. 

Sie macht unter Vorlage einer eidesstattlichen Versicherung geltend, dass sie am 

18.10.2018 erfolglos versucht habe, den bei der IHK eingetragenen Ausbildungsvertrag 

persönlich bei der Ausländerbehörde des Ant'!lgsgegners abzugeben. Sie tohrt weiter 

aus, dass jedenfalls zu diesem Zeitpunkt k!!ine berucksichtigungsfähige konkrete Mall· 

nehme des Antragsgegners zur Aufenthaltsbeendigung der Antragstellerin vorgelegen 

habe .. Die frOhere Anmeldung zw Abschiebung Im Jahr 2017 stehe nicht mit in einem 

sachlichen und zeitlichEm Zusammenhang mit einer konkreten .Abschiebung zum Zeit· 

punktder Antragstellung. Die Antragstellerin verweist außerdem auf den gesundheitlichen 

Zustand ihrer Mutter und legt dazu :zWei ärztliche Bescheinigungen vor. Seit die Mutter 

erkrankt sei, kOmmere sich die Antragsttilllerin um ihren JUngeren Bruder. 

Die Antragstellerln beantragt. 

Der Antrag!Sgegner beantragt, 

den Antrag abzulehnen. 
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Er Ist der Auffassung, dass der Antragstellerin die Ausbildungsduldung nicht erteilt werden 

könne, da bereits konkrete Abschiebemaßnahmen gegen die Antragstellerin eingeleitet 

waren. Die Antragstellerin sei durch den Antragsgegner bereits am 06.06.2018 beim Lan­

desamt fOr Innere Veuwaltung zur Abschiebung angemeldet worden. Zu diesem Zeltpunkt 

sei die Antragstellerin n<~ch § 50 Abs. 1 AufenthG bereits ausreisepflichtig gewesen. Dass 

sich die DurchfOhrung zunächst wegen eines Härtefallantrags der Antragstellerin verzö­

gert habe, sei durch die Antragstellerin selbst zu verantworten. Der Antragsgegner habe 

wegen des Härtefallverfahrens und eines nach dem 19.022.2018 gestellten entsprechen­

den Ersuchens der Härtefallkommission nach § 3 Ab!i. 2 der Härtefallkommissionlandes· 

Verordnung fOr die Dauer des Härtefallverfahrens von aufenthaltsbeendenden Maßnah­

men abgesehen. Es werde bestritten, dass die Antragstellerin bei Ihrer Vorsprache am 

18.1 0;2016 den mit Stempel der IHK versehenen Ausbildungsvertrag dabei gehabt habe. 

Die Antragstellerin habe am 1 a. 10.2016 Ihr Anliegen nach der Zurtlckweisung durch die 

Mitarbeiterin der Ausländerbehörde auch nicht weiter verfolgt. Zudem habe die Antragstel­

lerin bis heute das Original des von der IHK gestempelten Ausbildungsvertrags nicht vor­

gelegt, was aber nach den den Antragsgegner bindenden Anwendungshinweisen des BMI 
'• ' ' 

und des Innenministeriums M-V VoraussetZung fOr die Erteilung einer Ausbildungsdul­

dung sei. 

II. 

Der Eilrechtsschutzantrag hat Erfolg; er ist zulässig und begründet. 

Nach § 123 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) kann das Gericht - auch schon 

vor Klageerhebung- eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand tref· 

fen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine Veränderung des bestehenden Zustandes 

die Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert 

werden könnte {Sicherungsenordnung). Einstweilige Anordnungen sind auch zur Rege­

lung eineS! vorläufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis zulässig, 

wenn diese Regelung, vor allem bei dauernden Rechtsverhältnissen, um wesentliche 

Nachteile abzuwenden oder drohende Gewalt zu verhindern oder. aus anderen Gründen 

nötig erscheint {Regelungsanordnung). Sicherungs- und Regelungsanordnungen setzen 

voraus, dass der Antragsteller eine die einstweilige Maßnahme rechtfertigende Rechtspo­

sition innehat {Anordnungsanspruch) und das11 derartige Maßnahmen außerdem notwen-
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dig sind (Anordnungsgrund). Das Vorliegen von Anordnungsanspruch und Anordnungs~ 

grund sind durch den Antragsteller glaubhaft zu machen. 

Mit der der Antragstellerin drohenden Abschiebung besteht eine Anordnungsgrund -die 

Eilbedürftigkeit- für die beantragte einstweilige Anordnung. 

s. 

Die Antragstellerin hat auch das Vorliegen eines Anordnungsanspruchs glaubhaft ge~ 

macht. Ihr steht der geltend gemachte Anspruch auf Erteilung einer sog. Ausbildungsdul­

dung (nebst Beschäftigungserlaubnis) nach § 60a Abs. 2 Satz 4 Aufenthaltsgesetz [Auf­

enthG] zu. 

Einem Ausländer kann eine Duldung erteilt werden, wenn dringende humanitäre oder 

persönliche Grunde oder erhebliche öffentliche Interessen seine vorObergehende weitere 

Anwesenheit im Bundesgebiet erfordern (§ 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG). Eine Duldung 

wegen dringender persönlicher Grunde Im Sltme von Satz 3 Ist zu erteilen, wenn der Aus­

landereine qualifizierte Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder vergleich· 

bar geregelten Ausbildungsberuf in Deutschland aufnimmt oder aufgenommen hat, die 

Voraussetzungen nach Absatz 6 nicht vorliegen und konkrete Maßnahmen zur Aufent· 

haltsbeendigung nicht bevorstehen (§ 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG).Nach § 60a Abs. 6 

AufenthG darf ~inem Ausländer, der eine Duldung besitzt, die Ausobung einer Erwerbstäi­

tigkeit riicht erlaubt werden, wenn (1.) er sich in das Inland begeben hat, um Leistungen 

nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zu erlangen, (2.) aufenthaltsbeendende Maß.. 

nahmen bei ihm aus Granden, die er selbst zu vertreten hat, nicht vollzogen werden kön­

nen oder (3.) er Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaates nach § 29a des Asyl­

gesetze~ Ist und sein nach dem 31. August 2015 gestellter Asylantrag abgelehnt wurde (§ 

60a Abs. 6 Satz 1 AufenthG). Zu vertreten hat ein Ausländer die Grande nach Satz 1 

Nummer 2 insbesondere, wen'n er das Abschiebungshindernis durch eigene Täuschung 

Ober seine Identität oder Staatsangehörigkeit oder durch eigene falsche Angaben selbst 

herbeifUhrt (§ 60a Abs. 6 Satz 2 AufenthG). 

Die Antragstellerin erfüllt die Voraussetzungen fllr die Erteilung der Ausbildungsduldung. 

Ausschlussgrande ~ach § 60a Abs. 2 Satz 4 Hbs. 2 AufenthG stehen dem vorliegend 

nicht entgegen. 
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Die Berufsausbildung, deren Aufnahme die Antragstellerin begehrt, ist eine qualifizierte 

Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbil­

dungsberuf. Der zum Beleg einer (bevorstehenden) Aufnahme einer solchen Ausbildung 

erforderliche Ausbildungsvertrag bedarf dazu einer Eintragung in das Ausbildungsver­

zeichnis der für den konkreten Ausbildungsberuf zuständigen Stelle (VG Greifswald, Se­

schi. v. 26.09.2018- 2 8 1366118 HGW). Der durch die Antragstellerin per Telefax vorge­

legte Ausbildungsvertrag enthalt eine Stempelung der IHK vom 12.10.2018, die eine ent· 

sprechende Eintragung des Vertrags in das Ausbildungsverzeichnis zugrunde legen lässt 

Anderes ist insoweit auch durch den Antragsgegner nicht geltend gemacht. Die Vorlage 

des Orignals des Ausbildungsvertrags ist für die Glaubhaftmachung des Anspruchs im 

einstwelligen Rechtsschutzverfahrens nicht zwingend erforderlich. Zweifel daran, dass die 

Antragstellerin Ober das Original verfUgt, bestehen nicht und sind durch den Antragsgeg· 

ner auch nicht geltend gemacht. Es bestehen auch keine Zweifel daran, dass die Auf· 

nahme der Ausbildung durch die Antragstellerin trotz des vertraglich bereits für den 

01.10.2018 vereinbarten Ausbildungsbeginn noch weiterhin unmittelbarbevorsteht 

Der Ausschlussgrund einer bereits bevorgestandenen konkreten Maßnahme zur Aufent· 

haltsbeendigung nach § 60a Abs, 2 Satz 4 Hbs. 2 AufenthG ist vorliegend nicht gegeben. 

Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung der Frage, ob eine Ausbildungsduldung nach § 

60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG wegen konkret bevorstehender Maßnahmen zur Aufenthalts­

beendigung nicht mehrerteilt werden darf. ist der Zeitpunkt der Geltendmachung eines 

Anspruchs auf Ausbildungsduldung durch den Ausländer. Zwar bestimmt sich die Beurtei­

lung der Sach· und Rechtslage bei Verpflichtungsklagen grundsätzlich nach dem Zeit­

punkt derletzten mündlichen Verhandlung oder Entscheidung in der Tatsacheninstanz 

und kommt es ftlr die Entscheidung Ober das Vorliegen eines Anordnungsanspruchs 

demnach grundsätzlich auf die Sach· und Rechtslage im Zeitpunkt der gerichtlichen Ent­

schekhJ~g an. Anderes gilt aber dann, wenn das materielle Recht, insbesondere der 

Zweck der gesetzlichen Vorschrift, ausnahmsweise gabietet, auf einen anderen Zeitpunkt, 

z.B. auf den der Antragstellung, abzustellen. So verhält es sich hier. Bei einem Abstellen 

auf den Zeitpunkt der Entscheidung der Ausländerbehörde oder auf den des Gerichts hät­

te es ansonsten letztlich die Ausländerbehörde in der Hand, durch die Einleitung von Ab­

schiebemaßnahmen- die nach dem Gesetzeswortlaut selbst im Fall einer bereits aufge­

nommenen Aulilbildung die Duldungsertellung hindern -die Entstehung des Anspruchs zu 

verhindern. Dies entspricht nicht dern Zweck der Vorschrift. Gleichzeitig ist auch nicht auf 
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den Zeitpunkt allein.der tatsächlichen Aufnahme einer qualifizierten Ausbildung abzustel­

len. zum einen dürften der Ausländerbehörde solche privatrechtliehen Akte nicht ohne 

weiteres bekannt sein. Zum anderen ist es erforderlich, dass die Ausbildung nach Maß­

gabeder zu beachtenden aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen rechtmäßig erfolgt. Dies 

setzt insbesondere voraus, dass dem Ausländer eine nach § 4 Abs. 2 Satz 3, § 42 Abs. 2 

Nr. 5 AufenthG in Verbindung mit§ 32 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 2 Beschäftigungsverordnung 

[BeschV] erforderliche Beschäftigungserleubnis erteilt worden ist, für die bei der Aufnah­

me einer Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten 

Ausbildungsberuf lediglich die Zustimmung der Bundesagentur fOr Arbeit entbehrlich ist, 

das Erfordernis einer Erlaubnis jedoch uneingeschränkt besteht. Nach den Gesetzesma­

terialien zielt die Neuregelung in § 60a Abs. 2 Satz 4 ff. AufenthG nur darauf ab, fOr die 

Dauer einer- im Einklang mit den geltenden gesetzlichen Bestimmungen aufgenomme­

nen- Berufsaus,blldung mehr Rechtssicherheit fOr Geduldete und Ausbildungsbetriebe zu 

schaffen (Vgl. BT-Drucka. 18/8615, S. 26). Ein eigenmächtiges und damit rechtswidriges 

Verhalten sollte durch diese Regelung nicht beg~nstlgt werden. Als maßgeblicher Zelt­

punkt filr die Frage, ob der Versagungsgrund konkret bevorstehender Maßnahmen zur 

Aufenthaltsbeendigung einer Ausbildungsduldung entgegensteht, Ist deshalb auf den 

Zelipunkt der Beantragung der Ausbildungsduldung abzustellen (OVG Rheinland·Pfalz, 

Beseht. v. 11.07.2017 ~ 7 8 11079/17 juris; OVG Hamburg, Beschl. v. 05 09.2017- 1 

Bs 175/17 juris; VGH Manchen, Beseht. v. 22.01.2018 19 CE 18.51 NVwZ-RR 2018, 

s. 588; OVG Mecklenburg-vorpommern, Beschl. v. 27.11.2018-2 M 909/18 OVG). 

Zum Zeitpunkt des Eingangs des schriftlichen Antrags der Antragstellerin beim Antrags­

gegner am 25.10.2018 perTelefax um 19.41 Uhrhatte der Antragsgegner mit seiner um 

11.41 Uhr des gleichen Tages an das Landesamt f(ir innere Verwaltung gegE!ngenen E­

mail um die Wiederaufnahme des Abschiebeverfahrens gegen die Antragstellerln. ggf. 

aufgrund Ihrer nunmehrigen Volljiiihrigkeit auch ohne Abschiebung Ihrer Mutter, erbeten. 

Die mit dieser ,,Wiederanmeldung" der Antragstellerin zur Abschiebung ergangene kon­

krete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung der Antragstellerln ist zeltlieh vor Eingang 

ihres ~.chriftlichen Antrags vom 25.10.201 a durch den Antragsgegner ergangen. 

Der schriftlichen Antragstellung vom 25.10.2018 ist aber eine durch die Antragstellerin bei 

ihrer persönlichen Vorsprache am 18.10.2018 erfolgte konkludente Antragstellung voran­

gegangen. For das Vorliegen oder Nichtvorliegen des Ausschlussgrundes des § 60a Abs. 

2 Satz 4 AufenthG l.st auf den Zeitpunkt der erstmaligen Geltendmachung des Begehrens 
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auf Erteilung einer Ausbildungsduldung fur die konkrete Ausbildung gegenüber der Aus" 

Iänderbehörde abzustellen. FUr eine solche konkludente Antragstellung reicht es aus, 

wenn der Ausländer ein darauf gerichtetes Begehren, erkennbar, beispielsweise durch 

Vorlage des Ausbildungsvertrags, zum Ausdruck bringt, denn ein ausdrOcklicher Antrag 

isttordie Erteilung der Ausbildungsduldung gesetzlich nicht vorgeschrieben (OVG Meck­

lenburg-Vorpommern, Besohl. v. 27.11.2018-2 M 909/18 OVG). 

Die Antragstellerin hat in ihrer persönlichen Vorsprache in der Ausländerbehörde des An­

tragsgegners am 18.10.2018 ihr Begehren auf Erhalt einer Ausbildungsduldung durch 

Vorlage des Ausbildungsvertrags erkennbar zum Ausdruck gebracht. Dass es sich bei 

dem am 18.10.2018 vorgelegten Ausblldungsvartrag um das mit dem Stempel der IHK 

versehenen Schriftstück und damit um den Vertrag zu der am 01.10.2018 beginnen sol· 

Ienden Ausbildung handelte, hat die Antragstellerin mit eidesstattlicher Versicherung vom 

07.12.2018 glaubhaft gemacht. Die Antragstellerin hat damit versichert, dass es sich um 

den Ausbildungsvertrag gehandelt habe, "der die Eintragung in die Industrie· und Han· 

delskammer aufwei.st':· Oem Ist der Antragsgegner nicht substantiert entgegen getreten. 

soweit er bestreitet, dass es sich bei dem von der Antragstellerin am 18.10.2018 vorge­

legten Ausbildungsvertrag um den mit der IHK-stempelung gehandelt habe, kann er dies 

nicht auf gegenteilige Tatsachenerkenntnisse stUtzen. Die in der Angelegenheit am 

18.1 0.2018 tätig gewesene Mitarbeiterin der Ausländerbehörde des Antragsgegners hat in 

dem mit SChriftsatz des Antragsgegners vom 12.12.2018 vorgelegten Vermerk ausge· 

fUhrt, dass sie sich nicht daran erinnern könne, ob der vorgezeigte Vertrag einen Stempel 

der IHK getragen habe. Für die Richtigkeit der Angabe der Antragstellerin in ihrer eides­

stattlichen Versicherung der Antragstellerin streitet im Übrigen auch der Umstand, dass 

die IHK-Stempelung de$ Vertrags ausweislich des daneben angeftlgten handschriftlichen 

Datumsvermerk der IHK vom 15.10.2018 stammt und damit vor dem Vorsprachetermin 

am 18.1 0.2018 erstellt worden war. 

Zum Zeitpunkt d~r konkl~dentenAntragstellung am 18.10.2018 waren keine Maßnahmen 

zur Aufenth.altsbeendigung der Antragstellerin Im Sinne des§ 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG 

ergangen. 

Der ge~etzlicheTatbestand der Vorschrift fordert zwar nicht, dass konkrete Maßnahmen 

bereits angeordnet oder ausgefOhrt worden sind. Es genagt vielmehr, dass die Ab!i>chie­

bung durch die Ausländerbehörde oder eine andere für die Aufenthaltsbeendigung zu-
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ständige Behörde vorbereitet wird und fQr diese absehbar durchgefOhrt werden soll. Der 

Ertellung einer Duldung entgegenstehende Maßnahmen sind daher solche, die nach typi­

sierender Betrachtung prognostisch bereits in einem engen sachlichen und vor allem zeit­

lichen Zusammenhang mit der Abschiebung selbst stehen. Dies können etwa die Kon­

taktaufnahme mit der deutschen Auslandsvertretung im Abschiebezielstaat zur Vorberei­

tung der Abschiebung, die Beantragung eines Pass(ersatz)papiers zum Zwecke der Ab­

schiebung, die Erstellung eines Rückübernahmeersuchens, das Abschiebungsersuchen 

der Ausländerbehörde gegenüber der für die Durchftlhrung der Abschiebung zuständigen 

Behörde, die Bestimmung eines Ab!iiohiebetermins, die Veranlassung einer erforderlichen 

ärztlichen Untersuchung zur Feststellung der Reisefähigkelt oder die Beantragung von 

Abschiebungshaft sein. Entscheidend l!st die prognostische Sicht im Zeitpunkt der An­

tragstellung fOr eine Ausbildungsduldung. Konnte zu diesem Zeltpunkt die Ausll!nderbe­

hörde davon ausgehen, dass ihl'l!! Prognose einer erfolgreichen Abschiebung, die durch 

eine dafür erforderliche Maßnahme vorbereitet wurde, zutrifft, weil es zu diesem Zeitpunkt 

an erkennbaren Abschiebungshindernissen fehlt, so dass zu erwarten ist, dass die Ab­

schiebung in einem angemessenen zeltliehen Rahmen erfolgen wird, stehen konkrete 

Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung bevor (OVG Mecklenburg-Vorpommern, Besohl. 

v. 27.11.2018-2 M 909/18 m. Nw. zu den Gesetzesmaterialen uhd weiterer Rspr.). 

Das Abschiebungsersuchen der Ausländerbehörde gegenüber der f()r die Durchführung 

der Abschiebung zuständigen Behörde Ist danach zwar grundsätzlich eine Maßnahme, 

die nach typisierender Betrachtung in einem engen sachlichen und zeitlichen Zusammen­

hang mit der Abschiebung selbst steht. Einer solchen Anmeldung liegt regelmäßig die . 
Einschätzung der Ausll!nderbehörde zugrunde, dass die Voraussetzungen der Vollstre-

ckung einer Ausreisepflicht gegeben seien und dass es an erkennbaren Abschiebungs­

hindernissen fehle. 

Für die durch den Antragsgegner am 06.06.2017 beim Landesamt fOr Innere Verwaltung 

erfolgte Anmeldung der Antragstellerin traf diese Einschätzung zum Anmeldungszeitpunkt 

des 06.06.2017 indes ersichtlich nicht zu. Am 06.06.2017 bestand mangels bestands- und 

rechtskräftiger Entscheidung über den Asylantrag der Antragsteller keine vollziehbare 

Ausreisepflloht. Der Antragstellerin war :z:u diesem Zeltpunkt der Aufenthalt in der Bundes­

republik Deutschland nach § 55 Abs. 1, 67 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 Asylgesetz [AsyiG] bis zur 

Unlilnfechtbarkeit der ablehnenden Entscheidung des Bundesamtes fOr Migration und 

FlOchtlinge gestattet. Die vorzeitig erfolgte Anmeldung war danach keine Vollstreckungs· 
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maßnahme, die :zum Zeitpunkt ihrer Durchführung am 06.06.2017 den erforderlichen zeit­

lichen und .sachlichen Zusammenhang mit einer konkreten Abschiebung aufweisen konn­

te. Dies bestätigt sich auch durch die im Antwortschreiben des Landesamtes für innere 

Verwaltung erbetene und als Bedingung f(lr eine Tätigkeitsaufnahme des Landesamtes zu 

verstehende Übersendung der Voll:ziehbarkeitsmitteilung, mithin einer Bestandskraftmittei­

lung des Bundesamtes fOr Migration und Flüchtlinge über das abgeschlossene Asylver­

fahren. 

Eine solche Übersendung der Bestandskraftmitteilung des Bundesamtes fOr Migration und 

FlOchtlinge hat der Antragsgegner sodann :zwar am 25.07.2017 vorgenommen. Zu diesem 

Zeitpunkt war aber bereits der Antrag auf Durchfi.lhrung eines Härtefallersuchens vom 

20.07.2017 gestellt, vor dessen Entscheidung eine Abschiebung der Antragstellerin nach 

Auffassung des Antragsgegners nicht erfolgen konnte und sollte. Maßnahmen zum Voll· 

:z:ug der am 12.07.2017 mit Bestandskraft der Asylentscheidung entstandenen Ausreise-

. pflichtdurch alsbaldige Abschiebung hat der Antragsgegner erstmals mit seiner Bitte an 

das Landesamt fOr innere Verwaltung um "Wiederaufnahme" des Abschiebungsverfah­

rens am 25.10.201 e ergriffen. Die zeitlich erst nach dem konkludenten Antrag der Antrag­

stellerln vom ··18.1 0.2018 erfolgte Maßnahme kann dem Anspruch der An!ragstellerin aber 

· nicht entgegen gehalten werden. 

Der Ertellung der Ausbildungsduldung steht im Welteren auch der Ausschlussgrundes des 

§ 60a Abs. 2 Satz 4 i.V.m. Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 AufenthG nicht entgegen. Danach darf die 

Ausbi!dungsduldung auch dann nicht erteilt werden, wenn aufenthaltsbeendende Maß­

nahmen bei dem beantragenden Ausländer aus Gründen, die er selbst zu vertreten hat, 

nicht vollzogen werden können., 

Maßgeblicher Zeltpunkt fOr die Frage, ob der Ausländer den Ausschlussgrund des § 60a 

Abs. 2 Satz 4 i.V.m. Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 AufenthG verwirklicht, ist- anders als Im unmit­

telbaren Anwendungsbereich des Abs. 6 ·derjenige der Beantragung der Ausbildungs­

duldung. Insoweit gilt nichts anderes als fOr die Im Rahmen des§ 60a Abs. 2 Satz 4 Auf­

enthG zu beurteilende Frage, ab welchem Zeitpunkt konkret bevorstehende Maßnahmen 

zur Aufenthaltsbeendigung einem Duldungsanspruch nicht mehr entgegen gehalten wer­

den können. Dieses Ergebnis folgt aus dem Zusammenhang der beiden AusschlussgrOn­

de, und zwar aus dem Umstand, .dass der Ausschlussgrund der bevorstehenden Maß­

nahmen zur Aufenthaltsbeendigung voraussetzt. dass derartige Maßnahmen möglich sind 
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und damit der Ausschlussgrund des§ 60a Abs. 2 Satz 4 LV.m. Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 Auf~ 

enthG nicht vorliegt. Ist damit das Nichtvorliegen des letztgenannten Ausschlussgrundes 

Anwendungsvoraussetzung f(lr den erstgenannten Ausschlussgrund, so müssen die Be­

urteilungszeitpunkte identisch sein. Dass der Ausschlussgrund des § 60a Abs. 6 Satz 1 

Nr. 2 AufenthG, wie die Beschwerde geltend macht, in der Zeitform des Präsens formu­

liert ist, steht diesem Verständnis ebenso wenig entgegen, wie dies bei dem Ausschluss­

grund des § 60a Abs. 2 Satz 4AufenthG der Fall ist· was die Beschwerde dort auch aus­

drOckUch nicht beanstandet. Mit der Verwendung der Präsensformulierung bringt der Ge­

seb:geber lediglich zum Ausdruck, dass der Ausschlussgrund in dem maßgeblichen Ent­

scheidungszeitpunkt vorliegen muss und nur diejenigen Handlungen, die von diesem 

Zeitpunkt aus betrachtet in der Vergangenheit selbst zu vertreten hatte, nicht vollzogen 

werden (OVG Nordrhein-Westfalen, Besohl. v. 13.03.2017-18 B 148/17- Juris Rn. 26). 

Maßgeblicher Zeitpunkt fllr das etwaige Vor1iegen auch dieses Ausschlussgrundes Ist aus 

den bereits genannten Granden abermals das Datum der konkludenten Antragstellung am 

18c 1 0.2018 .. 

Die (wohl) du roh den Antragsgegner vertretene Auffassung, dass am 18.10.2018 aufent· 

haltsbeendende Maßnahmen bei der Antragstellerin aus von der Antragstellerin zu vertre­

tenenGrUnden nicht haben vollzogen werden können, ist unzutreffend. Dabei kann da~ 

hingestellt bleiben, ob aus § 3 Abs. 2 Satz 2 Härtefallkommissionslandesverordnung M-V 

[HFKIVO M-V] einrechtliches Abschiebehindernis folgt und ob die Voraussetzungen eines 

solchen Abschiebungshindernisses hier am 18.10.2018 vorlagen. Nach§ 3 Abs. 2 Satz 2 

[HFKIVO M-V] fordert die Härtefallkommission dann, wenn keine AusschlussgrUnde vor­

liegen und soweit dies erforderlich ist, die Ausländerbehörde unverzOglich auf, fOr die 

Dauer, des Härtefallverfahrens von aufenthattsbeendenden Maßnahmen abzusehen. Der 

Antragsgegner trägt vor, dass eine solche Aufforderung der Härtefallkommission ihm ge~ 

genüber ergangen sei. Das Vorliegen eines daraus folgenden rechtlichen Abschiebungs­

hindernis unterstellt, beruht dieses nicht auf von der Antragstellerio zu vertretenden Gron­

den, sondern auf der durch den Landesverordnungsgeber mit§ 3 Abs. 2 Satz 2 [HFKIVO 

M-V] getroffenen rechtlichen Regelung der Rechtsfolgen der Stellung eines Härtefallan­

trage. Begrandeie die FUhrung des Härtefallverfahren hingegen entgegen der Auffassung 

des Antragsgegners kein rechtliches Abschlebungshindemis, läge bereits aus diesem 

Grund der Ausschlussgrund des§ 60a Abs. 2 Satz 4 i.V.m. Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 AufenthG 

nicht vor. 
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Dem Eilrechtsschutzantrag der Antragstellerin war nach alledem zu entsprechen. 

Die Kostenentscheidung folgt aus§ 154 Abs. 1 VwGO. 

Die Streitwertfestsetzung beruht auf§ 52 Abs. 1 Gerichtskostengesetz [GKG) i.V.m. § 53 

Abs. 2 GKG. 

Rechtsmittelbelehrung: 

I. 

Gegen den Beschluss zu 1. steht den Beteiligten die Beschwerde zu. 

Die Beschwerde Ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung 

schrrrtlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung Ober die techni­

schen Rahtnenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und Ober das besondere 

elektronische Behördenpostfach - Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung (ERW) vom 

24.11 .. 2017 [BGBI. I 2017, 3803] bei dem Verwaltungsgericht Greifswald, Domstraße 7, 

17 489 Greifswald, einzulegen. 

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu be­

grl.lnden. Die Begrtlndung ist, sofern sie nicht bereits tnit der Beschwerde vorgelegt wor­

den ist, bei dem Oberverwaltungsgericht Mecklenburg-Vorpommern, Domstraße 7, 17489 

Grelfswald, einzureichen. Sie muss einen bestimmten Antrag enthalten, die GrOnde dar­

legen, aus denen die Entscheidung abzuändern oder aufzuheben ist und sich tnit der an­

gefochtenen Entscheidung auseinandersetzen. Das Oberverwaltungsgericht prtlft nur die 

dargelegten Gründe. 

Vor dem Oberverwaltungsgericht m!lssen sich die Beteiligten durch Prozessbevollmäch­

tigte vertreten lassen. Dies gilt auch f!lr Prozesshand Iungen, durch die ein Verfahren vor 

dem Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. Die Beteiligten müssen sich durch Bevoll­

mächtigte Im Sinne von § 67 Abs. 4 Sätze 3 bli>'7 VwGO vertreten lassen. Ein Beteiligter, 

der nach Maßgabe der Sätze 3, 5 und 7 zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst ver­

trete[l. 

Behörden und jurietische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen 

zur Erf!llltmg ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten ZusammenschlOsse können sich 
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durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit 

Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen 

Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten 

Zusammenschlüsse vertreten lassen. 

II. 

Gegen den Beschluss zu 2. kann schriftlich, in elektronischer Form nach Maßgabe der 

Verordnung Ober die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsver­

kehrs und Ober das besondere elektronische Behördenpostfach- Elektronischer­

Rechtsverkehr-Verordnung (ERW) vom 24.11.2017 (BGBL 12017, 3803] oder zu Proto­

koll der Geschäftsstelle bei dem Verwaltungsgericht Greifswald, Domstraße 7, 17489 

Greifswald, Beschwerde eingelegt werden. 

Oie Beschwerde ist nur zulässig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,-­

Euro Obersteigt oder das Verwaltungsgericht die Beschwerde in dem Beschluss zugelas· 

sen hat Sie ist innerhalb von sechs Monaten einzulegen, nachdem die Entscheidung in 

der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat; Ist 

der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, so kann 

sie noch innerhalb. eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung des Festset­

zungsbeschlusses eingelegt werden. 

Thews 

Die Übereinstimmung dieser Abschrift 
mit dem Original wird beglaubigt: 
Grelfswald, 17. Januar 2019 

Stürmlnger, Justizangestellte 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 
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